Gemeinde

Rudersberg

Rems — Murr — Kreis

Sitzungsvorlage Nr. 0616/2014

Federfitlhrendes Amt: | Hauptamt

Behandlung Gremium Termin Status

Ausschuss fiir Bauen, Verkehr und Um-

01.07.2014 offentlich
welt

Entscheidung

Neubau 3 Doppelhauser, 1 Reihenhaus und 18 Garagen, KelterstraBe 30 - 36 und
Lonsweg 3 - 9/1 (Flurstiicke 1737/1 und 1738/0) in Rudersberg

Beschlussvorschlag

1. Das Einvernehmen der Gemeinde fiir die beantragte Uberschreitung der Baugrenzen
mit den Terrassen bei den geplanten Wohnhausern auf den Flurstiicken 1737/1 und
1738/0 wird hergestellt.

2. Gegen die beantragten Aufflllungen hat die Gemeinde keine Einwande.

Sachverhalt

Die Bauvorlagen fur drei Doppelhauser, ein Reihenhaus mit drei Wohneinheiten und 18 Ga-
ragen auf den Flurstiicken 1737/1 und 1738/0 im Quartier Kelterstral’e / Lonsweg (Kelter-
stralle 30 - 36 und Lénsweg 3 - 9/1) wurden im Kenntnisgabeverfahren eingereicht. Flr den
fraglichen Bereich gilt der Bebauungsplan ,Kelterstral’e / Lonsweg“ aus dem Jahr 2014.

Es wurde ein Antrag auf Befreiung fir die Terrassen auferhalb des Baufensters und von den
maximal zugelassenen Aufschittungen gestellt. Der Antrag wurde damit begriindet, dass die
Terrassen als planerische Erfordernisse fiir die Wohnqualitat der Hauser erforderlich seien.

Im Bebauungsplan ist bei den planungsrechtlichen Festsetzungen zur Gberbaubaren Grund-

stucksflache geregelt:

1. Die Uberbaubaren Grundsticksflachen sind durch Baugrenzen bestimmt.

2. Die festgesetzten Baugrenzen kdnnen mit untergeordneten Bauteilen, Eingangs- und
Terrassenuberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 1,50 m Uberschritten
werden. Der Abstand zur 6ffentlichen Flache muss mindestens 2 m betragen.

Fir die Terrassen sind Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans erforder-
lich.
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Bei den ortlichen Bauvorschriften wird ausgefuhrt: Aufschuttungen und Abgrabungen sind
nur bis 2 m zugelassen; in begrindeten Fallen sind Ausnahmen nach § 56 Absatz 3 der
Landesbauordnung mdéglich. An den Grundstlicksgrenzen muss das Gelande angeglichen
werden. Hinweis: Gelandeveranderungen missen im ganzen Ausmal} in den Bauvorlagen
dargestellt werden.

Fir die Bewilligung der Ausnahmen ist die Baurechtsbehérde zustandig. Die Gemeinde kann
hierzu eine Stellungnahme abgeben.

Stellungnahme der Verwaltung

Gegen die beantragte Uberschreitung der Baugrenzen mit den Terrassen bestehen keine
stadtebaulichen Bedenken. So ist in zukunftigen Bebauungsplanen vorgesehen, Terrassen
grundsatzlich auch auRerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache zuzulassen. Um die Ter-
rassen zu ermoglichen, sind Aufschittungen Gber 2 m erforderlich. Seitens der Gemeinde
bestehen dagegen keine Einwande, da die zuldassige Gesamthdhe der Gebaude eingehalten
wird und zu den Nachbargrenzen eine Angleichung erfolgt.

Anlage/n:
1 Lageplan, Haus 1: 2 Schnitte, 4 Ansichten, Haus 2: 2 Schnitte, 4 Ansichten, Haus 3: 2
Schnitte, 4 Ansichten, Haus 4: 3 Schnitte, 4 Ansichten



	ref_voname
	Gremium
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT5

